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Vorwort Seite 1 


Bei der hier vorgelegten Richtlinie für die Arbeit der Ämter 
für Soziale Dienste handelt es sich um fachliche Empfehlungen, 
die als Arbeitshilfen für die Aufgabenwahrnehmung dienen sollen. 


Bei dem Auftrag, diese Richtlinie zu entwickeln, wurde insbeson- 
dere die Frage berücksichtigt, wie sich stadtteilorientierte 
Sozialarbeit als Arbeitsprinzip der Ämter für Soziale Dienste 
besser als bisher durchsetzen kann und welche Maßnahmen dazu er- 
forderlich sind. 


Die Richtlinie ist das Ergebnis der Beratungen einer Arbeitsgruppe, 
die sich zusammensetzte aus Vertretern/Vertreterinnen der Fachbe- 
hörde (federführend), der verschiedenen Arbeitsbereiche und Hier- 
archieebenen der bezirklichen Ämter für Soziale Dienste (ASD, SGA, 
Abteilungs-, Fachamts- und Dezernatsleitung) und Vertreterinnen 

der Arbeitsgemeinschaft der Personalräte. 


Die Richtlinie soll eine inhaltliche Orientierung ermöglichen, in- 
dem sie das Selbstverständnis der Ämter für Soziale Dienste, ihre 
Arbeitsprinzipien sowie die wichtigsten Strukturelemente und Bedin- 
gungen der Arbeit deutlich macht. 


Die Umsetzung dieser Richtlinie und ihre Weiterentwicklung im Pro- 
zeß der praktischen Anwendung wird nur dann gelingen können, wenn 
alle beteiligten Behörden daran mitwirken, die fachlichen, organi- 
satorischen und ressourcenmäßigen Bedingungen in diesem Sinne zu 
gestalten und ggf. die entsprechenden Voraussetzungen dafür zu 
schaffen. 


Die Richtlinie bezieht sich auf die Arbeit der Ämter für Soziale 
Dienste. Die übrigen beteiligten Ämter und Behörden müssen ähnliche 
Entwicklungen in anderen Bereichen der Jugend- und Sozialhilfe 
initiieren, ‘damit dieses nicht ein auf die Ämter für Soziale Dienste 
bezogener, isolierter Vorgang bleibt. 


lbs Problemstellungen 


Im folgenden werden zentrale Problemstellungen in der gesell- 
schaftlichen Situation, die wegen ihrer unmittelbaren und 
mittelbaren Auswirkungen auf die Lebenslagen der Menschen von 
Relevanz sind, in thesenartiger Form skizziert. 


Besondere gesellschaftliche Problemstellungen, mit denen die 
Sozialarbeit konfrontiert ist, sind: 


- Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, die sich nach Aussa- 
gen von Experten auch in den 90er Jahren nicht wesentlich 
reduzieren wird, als eine Hauptquelle materieller und 
vielfältiger psychosozialer Probleme. 


- In diesem Zusammenhang für die Jugendhilfe speziell die 
Berufsnot junger Menschen, d.h. die fehlenden Ausbildungs- 
und insbesondere Arbeitsplätze (das Problem der sog. 
zweiten Schwelle), die nach Schätzung der Experten auch 
bis weit in die 90er Jahre hinein anhalten wird. Es zeich- 
net sich eine Entwicklung ab, daß zunehmend Arbeitsplätze 
mit relativ niedrigen Qualifikationsanforderungen ersatzlos 
wegfallen, so daß Jugendliche mit niedrigen oder fehlenden 
Schulabschlüssen geringe Chancen haben, einen Arbeitsplatz 
zu ‘finden. Ä 
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Die zahlenmäßige Entwicklung der Sozialhilfebedürftigkeit, 
die in den letzten Jahren in Hamburg und auch bundesweit 
drastisch zugenommen hat (Steigerungsquote in Hamburg in den 
letzten 7 Jahren im Bereich der "Hilfe zum Lebensunterhalt" 
von 80 %). Damit im Zusammenhang stehen die Veränderungen in 
der Struktur der Empfänger. Während in früheren Zeiten über- 
wiegend ältere Menschen (insbesondere Frauen) die Leistungs- 
empfänger/innen waren, sind es infolge der Arbeitslosigkeit 
zunehmend jüngere Menschen im erwerbsfähigen Alter geworden. 


Aufgrund der hohen Scheidungsquote (in Hamburg kamen 1987 

auf 100 Eheschließungen 47 Scheidungen) steigt der Anteil der 
Ein-Eltern-Familien. Etwa jede vierte Familie mit Kindern 
unter 18 Jahren hat einen alleinstehenden Haushaltsvorstand. 
Die auf sich allein gestellten Elternteile sind häufig über- 
lastet, wenn sie für den Lebensunterhalt der Familie sorgen, 
Kinder versorgen und den Haushalt versehen müssen. Die jewei- 
ligen Rollen verlangen in der Regel widersprüchliche Verhal- 
tensweisen, die oftmals nur schwer miteinander zu vereinbaren 
sind. Mehr als 50 % der Ein-Eltern-Familien mit weiblichem 
Haushaltsvorstand (das sind 85 % aller Ein-Eltern-Familien) 
liegen mit ihrem Einkommen an oder unterhalb der "Armuts- 
grenze". Etwa ein Viertel aller Ein-Eltern-Familien mit weib- 
lichem Haushaltsvorstand bezieht Sozialhilfe als einziges 
oder ergänzendes Einkommen. 


Wohnungsprobleme, vor allem durch die Verknappung preiswerten 
Wohnraums, durch Mietsteigerungen (gerade auch im sozialen 
Wohnungsbau), Wohnungsverlust als Folge materieller Probleme, 
tendenzielle Ghettoisierung und Stigmatisierung von Neubauge- 
bieten. 


Die zunehmende Verschuldung von immer mehr Menschen; hierzu 
gehörden in steigendem Maße solche, die die Schuldenbelastung 
durch regelmäßiges Einkommen nicht abbauen können. 


Der demographische Umbau der Gesellschaft, d.h. der Rückgang 
des Anteils junger Menschen und die Zunahme des Anteils älte- 
rer Menschen. 


Die zum Teil nicht ausreichende und ungleiche Ausstattung 
mit infrastrukturellen Dienstleistungsangeboten. In diesem 
Zusammenhang sind speziell die für berufstätige Eltern (ins- 
besondere Alleinerziehende) wichtigen Rahmenbedingungen 
(Platzangebot und Öffnungszeiten) von Kindertagesstätten zu 
sehen. 


Die sozialen und kommunikativen Beziehungen und Kompetenzen 
der Menschen, die gewachsenen Familien- und Nachbarschafts- 
strukuren und -netzwerke werden durch technologische und 
soziale Veränderungen (wie beispielsweise durch moderne 
Medien und Kommunikationstechnologien und deren Auswirkungen) 
in Frage gestellt. Durch die damit einhergehenden Veränderun- 
gen im Wertesystem zeichnet sich zunehmend eine Pluralität 
der Lebensentwürfe ab. Sozialarbeit ist damit konfrontiert, 
daß in den o.g. Zusammenhängen tradierte Orientierungen ver- 
lorengehen können und Unsicherheit in der Lebensbewältigung 
entstehen kann. 


2.02 
Zieiejeil 
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Die Auswirkungen der doppelten (oftmals "gebrochenen") 
kulturellen Identität von ausländischen Kindern und 
Jugendlichen, sowohl für den einzelnen als auch für 
die Familien. 


Diese veränderten Lebensbedingungen und die sich verschär- 
fenden Problemlagen stellen neue fachliche Anforderungen 


.an Jugendhilfe und Sozialarbeit. 


Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, bedarf es: 


einer Überprüfung und ggf. Änderung bestehender insti- 
tutioneller Strukturen und Organisationsregelungen, 


einer Neuorientierung von Arbeitsansätzen, 
einer Überprüfung bisheriger Arbeitsinhalte, 
Ressourcen, die problemadäquates Arbeiten ermöglichen. 


Aufgaben und Ziele der Ämter für soziale Dienste 


Auftrag 


Der Auftrag der Ämter für Soziale Dienste wird definiert 
durch 


gesetzliche Vorgaben, 
Klienten, 


-Sozialarbeiter/innen, 


Sozialarbeit generell, 
das soziale und politische Umfeld, 
fachbehördliche Lenkung. 


Ziele 


Ziele bezogen auf die Lebenssituation des Klientels 


Beiträge zur Realisierung der Sozialstaatlichkeit, d.h. 
Wahrnehmung der gestaltenden und Entwicklungschancen er- 
möglichenden Funktion von Sozialarbeit, sowohl bezogen 
auf den einzelnen als auch auf das soziale Umfeld. 


Fördern der Entwicklung junger Menschen durch Sicherstel- 
lung des Rechts auf Erziehung. 


Fördern bzw. (Wieder-)Herstellen der Erziehungsfähigkeit 
der Eltern. 


Fördern eines eigenverantwortlichen und sozialen Handelns 
entsprechend der Anlagen und Fähigkeiten. 


Fördern von Mitverantwortung, Selbsthilfe und gesellschaft- 
lichem Engagement. 
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- Verhindern von Stigmatisierung, Diskriminierung und 
a LUNG und (damit verbunden) Abbau von Vorur- 
eilen. 


- Verhindern bzw. Reduktion von Anonymität und Isolation. 


- Veränderung von sich nachteilig auswirkenden gesell- 
schaftlichen Entwicklungen und Tatbeständen und Schaf- 
fung einer familienfreundlichen Umwelt, das bedeutet 
auch Beiträge zur Beseitigung von Disparitäten im 
sozialen und lokalen Bereich. 


Ziele bezogen auf Strukturen und Vorgehensweisen 


- Hilfen und Dienstleistungen sollen problem- und aufgaben- 
orientiert durchgeführt werden. 


- Entwicklung von mehr Bürgernähe und Bürgerfreundlichkeit, 
das bedeutet u.a. 


o verbesserte Erreichbarkeit: die Hilfen müssen in einer 
Art (Inhalt) und in einer Form (Zugang) angeboten wer- 
den, ‘daß sie eine adäquate Antwort auf das von den Be- 
troffenen definierte Problem sind und von ihnen genutzt 
bzw. beansprucht werden können. 


‚Priorität von prophylaktischen Aktivitäten und Hilfen. 


Mitwirkungsmöglichkeiten bei der Problem- und Zielde- 
finition und bei der Entwicklung von Hilfen und 
Dienstleistungen. 


Information über Möglichkeiten und Rechte. 


Transparenz der Dienste, Einrichtungen und Veranstal- 
tungen. ' 


Aufgaben 


Die Aufgaben der Ämter für Soziale Dienste lassen sich prin- 
zipiell zwei Schwerpunktbereichen, die in der Praxis in der 
Regel nicht trennbar sind, zuordnen: den Förderungs- und 
Unterstützungsfunktionen sowie den Schutz- und Kontrollfunk- 
tionen. 


Im Rahmen einer prozeßhaften fachlichen Problemanalyse und 
-bewertung, unter Beteiligung der Betroffenen, ist zu klären, 
ob und zu welchem Zeitpunkt welche Formen der Hilfe zu lei- 
sten sind, um eine Verbesserung der Situation und eine Reduk- 
tion der Problematik zu erreichen. Solche Formen der Hilfe 
können sein: 


- individuelle bzw. familiäre Interventionsformen, 
- Hilfe in Krisensituationen, 
- unterschiedliche Gruppenangebote, 
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Beratung und Unterstützung von Jugendlichen z.B. bei 
Ablösungskonflikten, Fartnensslal PERL FONeN, Berufs- 
bildung, Arbeitslosigkeit. 


Unterstützung und Beratung alleinstehender Elternteile 
und werdender Mütter. . 


Einleitung bzw. Mitwirkung bei Maßnahmen der öffentlichen 
Jugendhilfe. 


Sicherung des Versorgungs- und Erziehungsanspruchs von 
Minderjährigen bei Gefährdung, AA LE und Miß- 


. handlung. 


Beratung und Mitwirkung in Familien- und Vormundschafts- 
gerichtsverfahren. 


Wahrnehmung der Jugendgerichtshilfe. 


Unterstützung beim Erkennen der eigenen Interessenlage 
und bei der Wahrnehmung von Bedürfnissen und Rechten. 


Benennung und Untersuchung struktureller Problemlagen. und 
ihrer Ursachen, Erarbeitung von Lösungsvorschlägen und 
deren Vertretung gegenüber maßgeblichen Adressaten: 
Forderung nach "antizyklischer Sozialarbeit". 


Einbeziehung der im Stadtteil lebenden Menschen bei der 


‚Entwicklung und Realisierung von Hilfen und Dienstlei- 


stungen. 


Aktivierung (d.h. auch Beratung und Unterstützung) von 
Selbsthilfe- und Nachbarschaäftsgruppen. 


Kooperation und Koordination gemeinsam mit den im Stadtteil 
vorhandenen Diensten und Einrichtungen zur NETDESROTUNG der 
Hilfen und Dienstleistungen. 


‘Erschließung der Möglichkeiten des (vorhandenen) formalen 


und informellen Hilfesystems und ggf. Veränderung und Er- 
gänzung der sozialen Infrastruktur. 


Befähigung zur Teilnahme an Nachbarschafts- und 
Selbsthilfegruppen, 


sozial-ökologische Interventionsformen (unmittelbare 
Einwirkung auf die Lebensverhältnisse). 


Diese Aufgaben werden z.B. realisiert durch: 


Unterstützung von Familien- und Familienmitgliedern 
durch Vermittlung und Bereitstellung von konkreten 
Hilfen. 


Absicherung der materiellen Lebenssituation. 


Information und Beratung in Fragen der: Erziehung bei 
familiären Konflikten 
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2.4 Prinzipien 


- Ganzheitliche Sichtweise der Lebenslagen von Menschen 
und deren Problemsituationen. 


- Betrachtung von Verhaltensweisen im Kontext der jewei- 
ligen sozio-ökonomischen Bedingungen, das bedeutet die 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebensverhält- 
nisse der verschiedenen Bevölkerungsgruppen. 


- Parteilichkeit, Interessenvertretung für benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen. 


- Partizipation der Betroffenen, d.h. u.a.: Aufgabe der 
Defizitorientierung (ich sage Dir, was Dir fehlt) zugun- 
sten der Einbeziehung der Vorstellungen und Lösungswege 
der Betroffenen (ich höre Dir zu, was Du willst). 


- Selbstevaluation der professionetlen Arbeit, das bedeutet 
Auswertung und Bewertung der eigenen Praxis, individuell 
und/oder im Tean. 


I Arbeitsweise der Ämter für Soziale Dienste 


3.1 Lebenslage- und Arbeitsfeldanalyse 


Lebenslage- und Arbeitsfeldanalyse sind eine wesentliche 
Voraussetzung für zielgerichtetes Handeln. Bei der Lebens- 
lageanalyse geht es nicht um eine vollständige Erfassung 
äller sozial- und infrastrukturellen Daten eines Stadt- 
teils oder Wohngebietes, sondern um das systematische Zu- 
sammentragen der Kenntnisse und Informationen der einzel- 
nen Sozialarbeiter/innen. Die Daten sollten einrichtungs- 
übergreifend von den im Stadtteil tätigen Mitarbeitern/ 
Mitarbeiterinnen im Rahmen von Stadtteilkonferenzen oder 
Arbeitsgruppen zusammengetragen werden, so daß eine Kon- 
sensbildung über die wesentlichen Problemlagen im Stadt- 
teil ermöglicht wird. 


Informationen zur praktischen Durchführung der Lebenslage- 
analyse sind der Anlage |] zu entnehmen. 


Ziel der Arbeitsfeldanalyse ist es, durch die Gegenüberstel- 
lung von Lebens- und Problemlagen im Stadtteil einerseits 

und den eigenen Angeboten und Strukturen andererseits zu 
überprüfen, inwieweit vorhandene Angebote problemangemessen 
gestaltet sind oder wie sie (beispielsweise durch Kooperätion/ 
Vernetzung) wirksamer gestaltet werden können. 


Lebenslage- und Arbeitsfeldanalyse sind als prozeßhafte Tätig- 
keiten zu verstehen, d.h. sie müssen, um aktuell zu bleiben, 
ständig fortgeschrieben werden. 


3.2 


3.3 
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 Methodenintegration 


Die Einbeziehung der Lebenssituation in die soziale Arbeit 
macht eine ganzheitliche Erfassung der alltäglichen Lebens- 
situation der Bewohner im Stadtteil erforderlich. Um diesem 
Anspruch an Sozialarbeit zu entsprechen, ist auf der Hand- 
lungsebene (also in der Sozialarbeit vor Ort) "Methodenin- 
tegration" notwendig. Methodenintegration verknüpft die ein- 
zel-, familien- und gruppenorientierten (sozialpädagogischen 
und sozialtherapeutischen) Arbeitsansätzen mit den gemeinwe- 
senorientierten {gesellschaftlichen und sozialpolitischen) 
Arbeitsansätzen. Für die Sozialarbeit bedeutet das die Be- 
rücksichtigung von und die Notwendigkeit des Agierens auf 
den folgenden Handlungsebenen: 


- einzelne, Familien und Gruppen, 
- Wohngebiets-/Stadtteilebene, kommunalpolitische Ebene, 
- programm- und gesetzgeberische Ebene. 


Die Verknüpfung der verschiedenen Arbeitsansätze sollte das 
Arbeitsprinzip für die Ämter für Soziale Dienste sein, je- 
doch nicht die verpflichtende Leitlinie für das Handeln des 
einzelnen. Vielmehr sollte die Organisation der Arbeit so 
gestaltet sein, daß die einzelnen Personen entsprechend 
ihren Qualifikationen, Fähigkeiten und Erfahrungen tätig 
werden können. Dieses darf nicht zu einer Einengung stadt- 
teilorientierter Arbeitsweisen auf einzelne führen. 


Teamarbeit 


Die Organisation der Arbeit muß sich in erster Linie orien- 
tieren an den Lebenslagen der Bewohner und der Struktur des 
Stadtteils. Aus fachlicher Sicht ist es förderlich, vor Ort 
in:Arbeitsgruppen (Teams) verbindlich im Stadtteil zusammen- 
zuarbeiten. 


Teamarbeit wird verstanden als Arbeit in einer Gruppe, die 
nach bestimmten Regeln und mit einer vorher getroffenen 
Zieldefinition geleistet wird. Dazu ist die Orientierung 
der Arbeit an gemeinsamen Zielen und verbindlichen Abspra- 
chen über Aktivitäten der Arbeitsgruppe im Stadtteil erfor- 
forderlich. 


Teamarbeit ist realisierbar als kleinräumige Organisations- 
form.der Ämter für Soziale Dienste: 


- innerhalb örtlicher AS-Abteilungen. 


- als örtliche AS-Abteilung. 


- in interdisziplinären, einrichtungsübergreifenden Zusan- 
menhängen. 


Die AS-Arbeitsgruppen/Teams sind zuständig für einen Stadt- 
teil. Arbeitsansätze und Arbeitsaufträge richten sich nach 
regionalen Begebenheiten, fachlichen Voraussetzungen und 
persönlichen Möglichkeiten. 
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Die Verpflichtung zum fachlichen Austausch ist notwendig; 
diese gilt insbesondere bei Eingriffsmaßnahmen. Die Viel- 
falt der vorhandenen Kenntnisse sollte nutzbar gemacht wer- 
‘den, um zu einer ausgewogenen Entscheidung auch im Einzel- 
fall zu kommen. 


Dort, wo Mitarbeiter/innen sich für Teamarbeit entscheiden, 
ist dieses zu fördern. Es soll den örtlichen Arbeitsgruppen 
ermöglicht werden, prozeßhaft an den jeweiligen Gegebenhei- 
ten orientiert, Teamarbeit zu entwickeln und zu gestalten. 
Die Leitung muß Teamarbeit stärken (u.a. bedarf es einer 
demokratischen Führungsstils; die Dienst- und Fachaufsicht 
bleibt unberührt, Informationspflichten ebenso). 


Dort, wo die Orientierung auf den Stadtteil/das Wohngebiet 
nicht identisch mit den Zuständigkeitsbereichen ist, bedarf 
es einer abteilungs-/bezirksübergreifenden Teamarbeit mit 
einer zweifelsfreien hierarchischen Zuordnung, die sich orien- 
tieren sollte an den gewachsenen Sozialstrukturen. 


Kooperation 


Kooperation der im Stadtteil tätigen Mitarbeiter/innen im 
sozialen Bereich ist für die Realisierung stadtteilorientier- 
ter Sozialarbeit unerläßlich. 


Kooperation sollte nicht beliebig sein, sondern bedarf der 
Kontinuität. Anzustreben sind daher verbindliche Formen der - 
Kooperation, wie beispielsweise Stadtteilkonferenzen oder: 


ähnliches (damit soll die Bildung weiterer Kooperationsformen 


und -zusammenhänge nicht ausgeschlossen werden). 


Die Wahrnehmung von Aufgaben innerhalb von Stadtteilkonferen- 
zen oder ähnlichen Kooperationszusammenhängen ist Teil der 
Aufgabenwahrnehmung innerhalb der örtlichen Abteilungen und 
ist in den Arbeitsgruppen/Teams abzustimmen. 


Äußerungen der AS-Mitarbeiter/innen in der Stadtteilkonferenz 
oder ähnlichen Kooperationszusammenhängen sind keine öffent- 
lichen Stellungnahmen für die Verwaltung. 


Verpflichtungen in bezug auf die vertrauliche Behandlung von 
dienstlichen Obliegenheiten sind innerhalb von Stadtteilkon- 
ferenzen oder ähnlichen Kooperationszusammenhängen nicht auf- 
gehoben. Bei Schwierigkeiten der Abgrenzung Sollte eine Be- 
ratung in der Arbeitsgruppe/Team und/oder mit Vorgesetzten 
erfolgen. : 


Fachliche Äußerungen der Stadtteilkonferenzen oder ähnlichen 
Kooperationszusammenhängen werden von den AS-Vertretern/ 
Vertreterinnen in der Stadtteilkonferenz dann unterzeichnet, 
wenn diese sie fachlich mittragen können. 


3. 
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Öffentlichkeitsarbeit 


Der Begriff Öffentlichkeitsarbeit sollte sehr weit gefaßt 
werden. Dazu gehört der Informationsaustausch mit anderen 
Institutionen (Einrichtungen, Verbänden, Vereinigungen, 
Initiativen etc.), Kontakte zu 'bedeutsamen Personen im 
Stadtteil, aber auch die Durchführung von Arbeits- und 
Fachtagungen. 


Ziele und Funktionen von Öffentlichkeitsarbeit sind: 


- Informieren über Aktivitäten, 
potentielle Nutzer "werben", 

- Erkenntnisse und Erfahrungen verbreiten, 
- Interessen durchsetzen. 


Ein weiterer Bestandteil einer so verstandenen Öffentlich- 
keitsarbeit könnte auch die (textliche und bildliche) Doku- 
mentation von solchen Aktivitäten sein, die wichtige, inter- 
essante und vielleicht richtungsweisende Arbeitsansätze und 
-vorhaben betreffen. 


Die Möglichkeiten der Pressearbeit sind durch Dienstvorschrif- 
ten geregelt. Diese Vorschriften sollten im Interesse stadt- 
teilorientierter Sozialarbeit so gehandhabt werden, daß größt- 
mögliche fachliche Handlungsräume entstehen. 


Arbeitsvoraussetzungen und Rahmenbedingungen 


Die Durchführung stadtteilorientierter Sozialarbeit ist ab- 
hängig von den vorhandenen und künftig zur: Verfügung stehen- 
den Ressourcen personeller und materieller Art. Die Mitarbei- 
ter/innen des Amtes für Soziale Dienste prüfen für sich selbst, 
welche der nachgefragten Aspekte stadtteilorientierter Sozial- 
arbeit sie aufgrund ihrer Qualifikationen und Stärken, also im 
Rahmen ihrer persölichen Ressourcen, abdecken können. Insoweit 
kommen auch der Fortbildung, der Praxisberatung/Supervision 
sowie der Leitungstätigkeit besondere Bedeutung zu. 


Stadtteilorientierte Sozialarbeit ist aber gleichzeitig durch 
generelle Maßnahmen zu fördern. Hierzu gehörden die 


- Bereitstellung von geeigneten Räumlichkeiten vor Ort. 


- Schaffung bzw. Ausweitung von Handlungsspielräumen für 
die inhaltliche und zeitliche Ausgestaltung von Aufgaben, 
die spezifisch für die Stadtteilorientierung sind, 


- gezielte Personalauswahl und Fortbildung, um die spezifi- 
schen Fachkompetenzen zur Realisierung der gemeinwesenorien- 
tierten sozialpolitischen Ansätze in den einzelnen Arbeits- 
gruppen sicherzustellen (s. dazu auch das Kapitel 3.2), 


- Unterstützung stadtteilorientierter Arbeitsansätze durch 
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o die Bildung von interdisziplinär zusammengesetzten 
Arbeitsgruppen im Wohngebiet, 


o den gezielten Einsatz von Haushaltsmitteln zur Absi- 
cherung, zum Ausbau und zur Initiierung stadtteil- 
spezifischer Aktivitäten. 


Ausgehend von den Gegebenheiten und damit verbundenen Mög- 
lichkeiten, werden die mit dem Ausbau und der Weiterentwick- 
lung des Arbeitsansatzes erforderlichen Ressourcen im Rahmen 
eines noch zu erstellenden Stufenplans bereitgestellt. 


Organisatorische Voraussetzungen 


Stadtteilorientierte Sozialarbeit bedarf einer Arbeitsorga- 
nisation, die 


- ein Höchstmaß an Bürgernähe und Partizipation für die 
Wohnbevölkerung ermöglicht, 


- vorhandene Kompetenzen aufgabenorientiert zur Reduzie- 
rung und Lösung spezifischer individueller und struk- 
tureller Problemlagen bereitstellt (Teamprinzip), 


ne eine weitgehende Beteiligung des Teams an Entscheidun- 
gen des Amtes im Rahmen dieser Aufgabenstellung gewähr- 
leistet, 


- träger- und fachamtsübergreifende Arbeitsformen und 
Aktivitäten innerhalb des Stadtteils ermöglicht und 
fördert, 


- horizontale und vertikale Kommunikations- und Informa- 
- »tionsprozesse unterstützt, wobei insbesondere die Ein- 
beziehung der verschiedenen Handlungsebenen bei der 
Entwicklung und Realisierung von Aktivitäten gesichert 

werden muß (s. Anhang), 


- hinsichtlich der Arbeitszeitgestaltung so flexibel ist, 
daß die genannten Aufgaben wahrgenommen werden können. 


Regionalität und Zuständigkeitsregelungen 


Beratungs- und Unterstützungsangebote sollen (ggf. einrich- 
tungsübergreifend) wohngebietsbezogen, .d.h. in angemessener 
Entfernung für die Bürger/innen, angesiedelt werden. 


Derzeit richtet sich die Zuständigkeit der Ämter für Soziale 
Dienste an den Ortsteilgrenzen aus. Auch künftig muß eine 
flächendeckende Zuständigkeit gewährleistet sein, jedoch 
sollen die Ortsteilgrenzen gegenüber denen des gewachsenen 
Stadtteils nachrangig sein. Im Vordergrund soll die sozial- 
räumliche und nicht die verwaltungstechnische Struktur des 
Stadtgebietes stehe. Künftige Zuständigkeitsregelungen müs- 
sen Möglichkeiten für derartig veränderte Einteilungen bie- 
ten. 


4. 


2 
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Präsenz vor Ort 


Die im Rahmen stadtteilorientierter Sozialarbeit zu reali- 
sierenden Aufgaben und Angebote sind wohngebietsnah wahrzu- 
nehmen. Deshalb müssen die zuständigen Sozialarbeiter/innen 
eben dort erreichbar sein und ihre Angebote entsprechend 

den Erfordernissen ausgestalten können. Hierfür sind Arbeits- 
räume für die Mitarbeiter/innen ebenso notwendig wie Räume 
für Gruppenaktivitäten und Veranstaltungen; Teeküchen und 
ähnliche Spezialräume sind gleichfalls zu berücksichtigen. 


Entsprechend der Anzahl der Mitarbeiter/innen, die sich an 
den Erfordernissen des Stadtteils ausrichten soll (nach Mög- 
lichkeit aber nicht weniger als 5 und nicht mehr als 10, um 
auch arbeitsökonomischen Anforderungen gerecht zu werden), 
sind die- nötigen Räume anzumieten und ggf. bestehende Mit- 
nutzungsmöglichkeiten zu prüfen. 


Ressourcen 


Stadtteilorientierte. Sozialarbeit erfordert eine Ausweitung 
der jetzt in den Ämtern für Soziale Dienste vorhandenen Kon- 
petenzen und Ressourcen. : 


Zur Erreichung der definierten Ziele und Aufgaben müssen die 
herkömmlichen Arbeitsansätze und Angebote ergänzt werden, 
und zwar u.a. durch: 


- ein. vielfältiges Angebot an Gruppenarbeit, 
- “Informations- und Beratungsveranstaltungen,- 
- Unterstützung von Selbsthilfeaktivitäten, 


- Zuammenarbeit mit anderen Fachämtern und Freien Trägern, 
um gemeinsame Aktivitäten für den Stadtteil anbieten zu 
können, N 


- Öffentlichkeitsarbeit. 


Darüber hinaus müssen die Koordinierungsaufgaben wahrgenonm- 
men werden, die aufgrund der Kooperation der im Stadtteil 
angesiedelten Dienste und Einrichtungen entstehen. Ebenso 
ist die Mitarbeit in der Stadtteilkonferenz sicherzustellen. 


Es muß überprüft werden, ob und wieweit vorhandene Handlungs- 
räume genutzt oder durch Aufgabenkritik und den Wegfall be- 
stehender Aufgaben ausgeweitet werden können. 


Zeigt sich, daß die intern gegebenen Möglichkeiten zur Rea- 
lisierung stadtteilorientierter Sozialarbeit nicht ausrei- 
chen, so werden im Rahmen eines zu erarbeitenden Stufenpla- 
nes zusätzliche Kapazitäten zur Verfügung gestellt. Hierbei 
kann es sich beispielsweise um 
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- Verstärkung der personellen Ressourcen, 
- Honorarmittel, 


- Mittel für Miet- und Bewirtschaftungskosten, 
- Sachmittel für Aktivitäten 


handeln. Durch eine flexible Handhabung der zur Verfügung 
stehenden Mittel soll sichergestellt werden, daß durch 
hohen Arbeitsaufwand initiierte Gruppen nicht durch feh- 
lende Mittel, beispielsweise für Honorarkräfte bei Bera- 
tungsangeboten, auseinanderfallen. 


4.3 Politisch-rechtliche Rahmenbedingungen 


Neben dem Ressourcen- und Kapazitätsaspekt bedarf stadtteil- 
orientierte Sozialarbeit auch einer politisch-rechtlichen 
Absicherung. Die hier vorliegenden Empfehlungen setzen nicht 
die geltenden Dienstvorschriften und Geschäftgsordnungsbe- 
stimmungen außer Kraft. 


Im Zuge des weiteren Ausbaus der stadteilorientierten Sozial- 
arbeit werden die beteiligten Behörden jedoch darauf hinwir- 
ken, daß hier angemessene Rahmenbedingungen geschaffen werden. 
Dies kann nur durch ein gezieltes Zusammenwirken mit den be- 
zirklichen Befürwortern von stadtteilorientierter Sozialarbeit’ 
gelingen. 


Bis entsprechende Veränderungen erreicht sind, kann'nur im 
Rahmen der derzeitigen Bestimmungen agiert werden.. 


4.4 Schlußbemerkung 


Innerhalb der derzeitigen Möglichkeiten können (wie auch be- 
reits geschehen) durchaus Ansätze der stadtteilorientierten 
Sozialarbeit verwirklicht werden. 


Art und Umfang einer konsequenten Realisierung sind in hohem 
Maße abhängig von den finanziellen/stellenmäßigen Rahmenbe- 
dingungen. Eine stetige Verbesserung zugunsten stadtteilorien- 
tierter Sozialarbeit wird daher angestrebt. Flächendeckend wird 
sich dieses Konzept aber nur schrittweise umsetzen lassen. 
Trotzdem soll, ohne Verzicht auf die Forderung nach ideal-typi- 
schen Bedingungen, mit einer (wenn auch eingeschränkten) Reali- 
sierung begonnen werden. 


Insbesondere vor dem Hintergrund vielversprechend angelaufener 
Aktivitäten oder erfolgreich durchgeführter einzelner Maßnahmen 
können Mittel- und Stelleneinwerbungen mit größerem Nachdruck 
verfolgt werden. Diese Empfehlungen sind daher auch ein Appell 
an das Engagement des/der einzelnen. 


u un nn ne nn a nn nn nn nn —— nn. 
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Handreichung zur praktischen Durchführung der Lebensanalyse 


Wie schon unter Ziff. 3.1 ausgeführt, geht es bei der Lebenslage- 
analyse - auch wenn der Begriff dieses nahelegt - nicht darum, 
die sozial- und infrastrukturellen Daten im sozialwissenschaftli- 
chen Sinne zu erfassen und auszuwerten. Im Mittelpunkt dieser 
Arbeit soll vielmehr das systematische Zusammentragen der Kennt- 
nisse und Informationen der im Stadtteil tätigen Sozialarbeiter/ 
innen stehen. 


Da die Jugend- und Sozialarbeit mit den Auswirkungen der gesell- 
schaftlichen Problemlagen konfrontiert ist, verfügt jede/r ein- 

zelne durch die praktische Tätigkeit vor Ort über ein bestimmtes 
Alltagswissen, das in der Zusammenschau - also in der Summe des 

Einzelwissens - durchaus einen angemessenen Einblick in die Le- 

benslagen und die Problemkonstellationen im Stadtteil/Wohngebiet 
gibt. 


Die Lebenslageanalyse dient also dem Zweck, folgende Informatio- 
nen und Kenntnisse zusammenzutragen: 


- Art und Ausmaß sozialer und materieller Lebensbedingungen, die 
Ursache für Benachteiligung sind, wie beispielsweise 

Arbeitslosigkeit, 

geringes Einkommen, 

Abhängigkeit von Sozialhilfeleistungen, 

schlechte Wohnverhältnisse, 


mangelhafte Infrastrukturausstattung (soziale, kulturelle 
und kommunikative Dienstleistungsangebote, Arbeitsplätze, 
Verkehrsanbindung, Einkaufsmöglichkeiten, Bebauungsstruktu- 
ren, Grünanlagen etc.), i 


.o soziale Isolation. 


93-9720 0270 


- Art und Umfang der davon betroffenen Bevölkerungsgruppen, die- 
ses sind in der Regel: 


o Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, weil adäquate 
Spiel-.und Freizeitmöglichkeiten, Unterbringungsmöglichkeiten 
in Kindertagesstätten, Beratungsangebote oder auch Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätze fehlen; 


o ältere und behinderte Menschen, weil es an entsprechenden 
Betreuungskapazitäten und Kommunikationsmöglichkeiten man- 
gelt; 


o Familien in ungünstigen Lebenslagen und Alleinerziehende, 
weil sie vielfach von Sozialhilfeleistungen abhängig sind, 
teilweise diskriminiert sind und sozial isoliert leben; 


o ausländische Familien, weil sie häufig diskriminiert sind, 
speziell die Frauen teilweise zudem sehr isoliert von der 
sozialen Umwelt leben und die Kinder mit einer kulturell dop- 
pelten (oftmals "gebrochenen") Identität aufwachsen. 
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Das angestrebte einrichtungsübergreifende Zusammentragen bringt 
es mit sich, daß 


- eine relativ große Vielfalt an Kenntnissen und Informationen 
zur Verfügung steht 


- dadurch die Möglichkeit besteht, eine Konsensbildung über die 
wesentlichen Problemlagen und die Zielrichtung der Arbeit zu 
erreichen. 


Dort, wo zu einzelnen Stadtteilen/Kohngebieten sozialwissenschaft- 
liche Studien existieren oder aufbereitetes sozialstatistisches 
Material vorliegt, sollten diese Erkenntnisse und das entsprechende 
Datenmaterial berücksichtigt werden. Dieses können beispielsweise 
Daten sein über: 


- Die altersmäßige Zusammensetzung der Bevölkerung, 

- den Anteil der ausländischen Bevölkerung, 

- die Einkommenssituation, 

- Umfang und Struktur der Empfänger von Sozialhilfeleistungen. 


Durch die Gegenüberstellung von Lebens- und Problemlagen im Stadt- 
teil einerseits und den eigenen Angeboten und Strukturen anderer- 
seits ist es möglich zu überprüfen, wo Defizite in der Angebots- 
struktur existieren und inwieweit vorhandene Angebote probleman- 
gemessen gestaltet sind oder wie sie (beispielsweise durch Koope- 
ration/Vernetzung) wirksamer gestaltet werden können. 
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Informations-, Kooperations- und Entscheidungsstrukturen 
auf der "2.Handlungsebene" 


Die Realisierung der Sozialarbeit auf der "2.Handlungsebene" 
erfordert die Einbeziehung der Fachamts- und Dezernatsleitung. 


Um dieser Forderung zu entsprechen, sollte regelhaft (ca. 4 mal 
im Jahr) eine Besprechung beim (der) Jugend- und Sozialdezernenten 
(-dezernentin) stattfinden. Teilnehmer/innen sollen sein: 

D 5, ASL, JAL, SOL (nach Bedarf), AS-Abteilungslieitung, JA-Refe- 
renten, Koordinatoren der Stadtteilkonferenzen. Je nach Thematik 
können weitere Teilnehmer/innen (auch Vertreter/innen von Freien 
Trägern) hinzugezogen werden. 


Inhalt/Themen: 
- Erfahrungen und Ergebnisse der Arbeit vor Ort 


- Umsetzung der notwendigen (infrastrukturellen) Forderungen 


